TAG Immobilien AG
Hamburg

ISIN DE0O008303504 / WKN 830350

Wir laden unsere Aktionare hiermit zu der am Freitag, dem 28. November 2014, um
11.00 Uhr in der Handelskammer Hamburg, Adolphsplatz 1, 20457 Hamburg, statt-
findenden aufR3erordentlichen Hauptversammlung ein.

l.
Tagesordnung

1. Beschlussfassung tber eine Ermachtigung zum Erwerb und zur Ver-
wendung eigener Aktien sowie Uber den Ausschluss des Bezugsrechts

Aufgrund des Beschlusses der Hauptversammlung vom 13. Juni 2014 ver-
fugte die Gesellschaft tber eine Ermé&chtigung gemanR 8§ 71 Abs. 1 AktG, ei-
gene Aktien zu erwerben und zu verwenden. Die Gesellschaft wurde dem-
nach ermachtigt, bis zum 12. Juni 2019 eigene Aktien im Umfang von bis zu
insgesamt 10 % des bei Wirksamwerden oder — sollte dieses geringer sein —
bei Austibung der Erméchtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben.

Da die Ermachtigung durch Abschluss entsprechender Kaufvertrage, die auf
Basis des vom Vorstand der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats
am 11. September 2014 beschlossenen offentlichen Angebots zum Aktien-
rickkauf zustande gekommen sind, nahezu vollstandig ausgenutzt wurde,
soll der Beschluss der Hauptversammlung vom 13. Juni 2014, soweit die
Ermachtigung noch nicht ausgenutzt wurde, aufgehoben und eine neue Er-
méachtigung fur einen Zeitraum von funf Jahren beschlossen werden. Die
Gesellschaft soll auch weiterhin in der Lage sein, gem&R § 71 Abs. 1 Nr. 8
AktG eigene Aktien zu erwerben und zu verwenden.

Zwar ist der Erwerb eigener Aktien derzeit aufgrund des hohen Bestandes
eigener Aktien gemal § 71 Abs. 2 S. 1 AktG nur in einem aul3erst begrenz-
ten Umfang maoglich. Es besteht jedoch die Mdglichkeit, dass sich der derzei-
tige Bestand eigener Aktien wahrend des Zeitraums der neuen Ermachtigung
— etwa durch Einziehung eigener Aktien — reduziert. Wenn Vorstand und
Aufsichtsrat eine solche Einziehung oder eine anderweitige Verwendung der
Neuen Aktien beschliel3en, besteht wieder Raum fur den Erwerb eigener Ak-
tien.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschliel3en:



a) Der unter Tagesordnungspunkt 6 Buchstabe b) der Hauptversammlung
vom 13. Juni 2014 gefasste Beschluss Uber die Erméachtigung zum Erwerb
eigener Aktien wird aufgehoben. Die Ermachtigung in Tagesordnungs-
punkt 6 Buchstabe c) der Hauptversammlung vom 13. Juni 2014 zur Ver-
wendung eigener Aktien bleibt bestehen.

b) Die Gesellschaft wird ermé&chtigt, bis zum 27. November 2019 eigene Ak-
tien im Umfang von bis zu insgesamt 10 % des bei Wirksamwerden oder —
sollte dieses geringer sein — bei Ausibung der Erméchtigung bestehenden
Grundkapitals zu erwerben. Die Ermachtigung darf von der Gesellschaft
nicht zum Zweck des Handels in eigenen Aktien genutzt werden. Auf die
erworbenen Aktien dirfen zusammen mit eigenen Aktien, die sich bereits
im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach den 88 71d und 71e
AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des jeweili-
gen Grundkapitals der Gesellschaft entfallen.

Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands Uber die Borse oder im
Rahmen eines offentlichen Erwerbsangebots an alle Aktionare. Der von
der Gesellschaft gezahlte Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten)
darf den Borsenpreis der Aktie um nicht mehr als 10 % unter- und um
nicht mehr als 10 % Uberschreiten. Mal3geblich ist der arithmetische Mit-
telwert der Schlusskurse der Aktien im XETRA-Handel (oder einem ver-
gleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbérse an den
drei Boérsenhandelstagen vor dem jeweiligen Stichtag. Bei einem Erwerb
Uber die Borse ist der Stichtag der Tag, an dem die Verpflichtung zum Er-
werb der Aktien eingegangen wird. Bei einem offentlichen Erwerbsange-
bot an alle Aktionéare ist der Stichtag der Tag, an dem die Entscheidung
des Vorstands zur Abgabe des Angebots veréffentlicht wird. Ergibt sich
nach der Veroffentlichung des Angebots eine nicht unerhebliche Kursab-
weichung vom angebotenen Erwerbspreis oder von den Grenzwerten der
etwaig angebotenen Preisspanne, kann das Erwerbsangebot angepasst
werden; Stichtag ist in diesem Fall der Tag, an dem die Entscheidung des
Vorstands zur Anpassung des Angebots verdffentlicht wird. Es steht dem
Vorstand frei, im Rahmen eines offentlichen Erwerbsangebots eine Preis-
spanne festzulegen, innerhalb derer Aktionare Angebote abgeben kénnen,
und dabei den finalen Preis auf Basis der Hohe und Anzahl der Gebote so
zu bestimmen, dass der Ruckkauf der meisten Aktien fur einen bestimm-
ten Betrag oder der Ruckkauf einer bestimmten Anzahl von Aktien zum
niedrigsten Preis ermdglicht wird.

Bei einem offentlichen Erwerbsangebot wird die Gesellschaft gegenuber
allen Aktionéren ein Angebot entsprechend ihrer Beteiligungsquote abge-
ben. Das Volumen des o6ffentlichen Erwerbsangebots kann begrenzt wer-
den. Sofern die Gesamtzeichnung des Angebots dieses Volumen Uber-
schreitet, sind die Annahmeerklarungen — insoweit unter Ausschluss eines



etwaigen Andienungsrechts der Aktionare — grundséatzlich im Verhéltnis
der Zahl der jeweils angedienten Aktien zu berticksichtigen. Bei einem of-
fentlichen Erwerbsangebot auf Basis einer Preisspanne kénnen Angebote
von Aktionaren, die einen zu hohen Kaufpreis verlangen, unberucksichtigt
bleiben. Ebenso kdénnen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile kauf-
mannische Rundungen und eine bevorrechtigte Berticksichtigung geringer
Stuckzahlen von bis zu 50 Stiick zum Erwerb angedienter Aktien der Ge-
sellschaft je Aktionar vorgesehen werden. Insoweit wird ein etwaiges
Recht der Aktionare zur Andienung ihrer Aktien partiell ausgeschlossen.

c) Der Vorstand wird ermachtigt, die auf der Grundlage dieser oder einer an-
deren Erméachtigung erworbenen eigenen Aktien der Gesellschaft zu allen
gesetzlich zulassigen Zwecken zu verwenden. Er kann sie insbesondere
Uber die Borse oder durch ein an alle Aktionare gerichtetes Angebot ver-
auBern. Er kann sie dartber hinaus mit Zustimmung des Aufsichtsrats
insbesondere wie folgt verwenden:

aa) Die Aktien kdnnen gemal 88 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz
4 AktG zu einem Preis veraufRert werden, der den Borsenpreis der
Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Ver-
aufRerung nicht wesentlich unterschreitet. Der anteilige Betrag des
Grundkapitals, der auf die Aktien entfallt, fir die das Bezugsrecht
ausgeschlossen wird, darf in diesem Fall auch bei mehreren Verau-
Rerungsvorgangen insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht uber-
steigen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im
Zeitpunkt der Ausibung der Erméchtigung. Auf diese Hochstgrenze
ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Ak-
tien entfallt, die wahrend der Laufzeit dieser Ermachtigung in unmit-
telbarer oder sinngemafer Anwendung des 8§ 186 Abs. 3 Satz 4
AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. Auf
die Hochstgrenze von 10 % des Grundkapitals ist ferner der anteilige
Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfallt, die
zur Erfullung von Verpflichtungen aus Schuldverschreibungen aus-
zugeben sind, soweit die Schuldverschreibungen wahrend der Lauf-
zeit dieser Ermachtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Ak-
tionare geman 88 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge-
geben werden.

bb) Die Aktien kdnnen zur Bedienung von Options- oder Wandlungsrech-
ten oder entsprechenden Pflichten aus Options- oder Wandelschuld-
verschreibungen verwendet werden, die von der Gesellschaft oder
einer Konzerngesellschaft ausgegeben worden sind oder werden.

cc) Die Aktien kdnnen im Falle eines an alle Aktionére gerichteten Ange-
bots oder bei einer Kapitalerhdhung mit Bezugsrecht den Inhabern



von Options- oder Wandelschuldverschreibungen der Gesellschaft
oder einer Konzerngesellschaft in dem Umfang gewéhrt werden, in
dem diese Inhaber nach Austbung des Options- oder Wandlungs-
rechts oder der Erflllung der entsprechenden Pflicht ein Bezugsrecht
auf Aktien der Gesellschaft hatten.

dd) Die Aktien kbnnen im Rahmen eines Zusammenschlusses mit Un-
ternehmen oder im Rahmen eines Erwerbs von Unternehmen, Un-
ternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder von
sonstigen Wirtschaftsgutern verauf3ert werden.

ee) Die Aktien kdénnen ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss
eingezogen werden. Die Einziehung fuhrt zur Kapitalherabsetzung.
Der Vorstand kann abweichend davon bestimmen, dass das Grund-
kapital nicht herabgesetzt wird, sondern sich der Anteil der tbrigen
Aktien am Grundkapital erhdht; der Vorstand wird ermachtigt, in die-
sem Fall die Angabe der Zahl der Aktien in der Satzung anzupassen.

Das Bezugsrecht der Aktionare ist ausgeschlossen, soweit die eigenen
Aktien nach vorstehenden lit. aa) bis dd) verwendet werden. Bei einer
Veraul3erung der eigenen Aktien durch ein an alle Aktionare gerichtetes
Angebot ist der Vorstand dartber hinaus ermachtigt, das Bezugsrecht der
Aktionare fur Spitzenbetrage auszuschliel3en.

d) Die Ermachtigungen zum Erwerb und zur Verwendung der eigenen Aktien
konnen ganz oder in Teilbetragen, einmal oder mehrmals, einzeln oder
gemeinsam durch die Gesellschaft ausgetbt werden; die Austibung kann
auch durch ihre Konzerngesellschaften oder fur ihre oder deren Rechnung
durch Dritte durchgefiihrt werden.

Der Vorstand hat gemaf 88 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG
einen schriftlichen Bericht Uber die Grunde fur den Ausschluss des Bezugs-
rechts erstattet. Der Inhalt des Berichts wird unter Teil Il. dieser Einladung
zur ordentlichen Hauptversammlung bekannt gemacht.

Wahl von Herrn Elgeti in den Aufsichtsrat

Fur die Zusammensetzung des Aufsichtsrats sind die 88 96 Abs. 1, 101
Abs. 1 AktG und 8§ 1 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. 8§ 4 Abs. 1 des Gesetzes uber die
Drittelbeteiligung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat (vormals BetrVG 1952)
maligebend. Gemald § 7 Abs. 1 der Satzung besteht der Aufsichtsrat aus
sechs Mitgliedern, von denen vier von den Aktion&ren und zwei von den Ar-
beitnehmern nach den 88 4 ff. Drittelbeteiligungsgesetz gewahlt werden.

Das Mitglied des Aufsichtsrats, Dr. Ingo-Hans Holz, hat sein Aufsichtsrats-
mandat mit Wirkung zum Ende dieser aul3erordentlichen Hauptversammlung



niedergelegt. Herr Dr. Holz ist Vertreter der Aktionare. Die Hauptversamm-
lung hat daher ein neues Mitglieder in den Aufsichtsrat der Gesellschaft zu
wahlen.

Der Aufsichtsrat schlagt vor, fur die verbleibende Amtszeit des Ausscheiden-
den, d.h. fur die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die Uber die
Entlastung des Aufsichtsrats fur das am 31. Dezember 2017 endende Ge-
schaftsjahr beschliel3t, als weiteren Vertreter der Aktionare Herrn Rolf Elgeti,
derzeit noch Mitglied des Vorstands der TAG Immobilien AG, wohnhaft in
Potsdam, zum Mitglied des Aufsichtsrats zu wahlen.

Herr Elgeti ist mit Ablauf des 31. Oktober 2014 aus dem Vorstand der TAG
Immobilien AG sowie aus der Unternehmensleitung samtlicher mit der TAG
Immobilien AG verbundener Unternehmen ausgeschieden und steht somit
zur Wabhl als Aufsichtsratsmitglied der Gesellschaft zur Verfugung. Die Wabhl
erfolgt mit Wirkung zum Ende der fir den 28. November 2014 eingeladenen
aul3erordentlichen Hauptversammlung.

Die Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds, das in den letzten zwei Jahren Vor-
standsmitglied der Gesellschaft war, bedarf eines Vorschlags von Aktiona-
ren, die mehr als 25 % der Stimmrechte an der Gesellschaft halten (8 100
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 AktG).

Hinsichtlich des Wahlvorschlags von Herrn Rolf Elgeti liegt ein den Anforde-
rungen des § 100 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 AktG genugender Vorschlag von Aktio-
naren, die mehr als 25 % der Stimmrechte an der Gesellschaft halten, vor.

Der Aufsichtsrat hat sich diesen Aktionarswahlvorschlag zu eigen gemacht
und schlagt Herrn Elgeti vor diesem Hintergrund geméafi3 § 124 Abs. 3 Satz 1
AktG zur Wahl als Aufsichtsratsmitglied vor.

Die Hauptversammlung ist an Wahlvorschlage nicht gebunden.

Der Aufsichtsrat geht in seiner derzeitigen Zusammensetzung davon aus,
dass Herr Rolf Elgeti aus der Mitte des Aufsichtsrats zur Wahl als Vorsitzen-
der des Aufsichtsrats vorgeschlagen wird.

Die Angaben zu Mandaten gemal3 § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG, zu Beziehun-
gen im Sinne von Nummer 5.4.1 Abs. 4 bis 6 des Deutschen Corporate
Governance Kodex (DCGK) sowie zum mdglichen Wechsel in den Aufsichts-
ratsvorsitz gemafld Nummer 5.4.4 S. 2 DCGK werden unter Teil Ill. dieser Ein-
ladung zur ordentlichen Hauptversammlung bekanntgemacht.



Il
Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 1 der Tagesordnung
gemal 88 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG

Unter Tagesordnungspunkt 1 der Hauptversammlung wird vorgeschlagen, die
Gesellschaft im Einklang mit 8 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zu ermachtigen, bis zum 27.
November 2019 eigene Aktien im Umfang von bis zu insgesamt 10 % des bei
Wirksamwerden oder — sollte dieses geringer sein — bei Austibung der Erméachti-
gung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Die in einem geringen Umfang
noch bestehende Ermachtigung zum Erwerb eigener Aktien, die von der or-
dentlichen Hauptversammlung am 13. Juni 2014 erteilt wurde und von der die
Gesellschaft bereits fast vollstandig Gebrauch gemacht hat, soll in dem Umfang,
in dem sie noch nicht ausgenutzt wurde, zugleich aufgehoben werden.

Die vorgeschlagene Ermachtigung sieht vor, dass der Erwerb der eigenen Aktien
uber die Borse oder im Rahmen eines o6ffentlichen Erwerbsangebots an alle Ak-
tionare erfolgen kann. Bei einem oOffentlichen Erwerbsangebot wird die Gesell-
schaft gegenuber allen Aktiondren ein Angebot entsprechend ihrer Beteiligungs-
quote abgeben. Das Volumen des offentlichen Erwerbsangebots kann begrenzt
werden. Sofern die Gesamtzeichnung des Angebots dieses Volumen tberschrei-
tet, sind die Annahmeerklarungen — insoweit unter Ausschluss eines etwaigen
Andienungsrechts der Aktionadre — grundséatzlich im Verhaltnis der Zahl der je-
weils angedienten Aktien zu beriicksichtigen (Andienungsquoten). Ebenso kén-
nen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile kaufménnische Rundungen und
eine bevorrechtigte Beriicksichtigung geringer Stiickzahlen von bis zu 50 Stick
zum Erwerb angedienter Aktien der Gesellschaft je Aktionar unter insoweit parti-
ellem Ausschluss eines etwaigen Rechts der Aktionare zur Andienung ihrer Ak-
tien vorgesehen werden. Dies dient dazu, das technische Verfahren fir die Ab-
wicklung des Angebots zu vereinfachen. Die bevorrechtigte Beriicksichtigung
geringer Stuckzahlen dient daruber hinaus dazu, kleine Restbestande zu ver-
meiden. Der Vorstand halt einen hierin liegenden Ausschluss eines etwaigen
Andienungsrechts der Aktionare fur sachlich gerechtfertigt sowie gegeniber den
Aktionaren fir angemessen. Zudem soll es dem Vorstand freistehen, im Rahmen
eines Offentlichen Erwerbsangebots eine Preisspanne festzulegen, innerhalb derer
Aktiondre Angebote abgeben kdnnen. Dies ist etwa der Fall bei einer sogenannten
,hollandischen Auktion®, bei der die Aktiondre Angebote zur Andienung ihrer Ak-
tien an die Gesellschaft in einer bestimmten Preisspanne abgeben. In einem
solchen Fall kann vorgesehen werden, dass der finale Preis nach der H6he und
der Anzahl der Gebote bestimmt wird, und zwar abh&ngig davon, zu welchem festge-
legten Gesamtbetrag der Rickkauf der meisten Aktien oder zu welchem niedrigsten
Preis der Ruckkauf einer bestimmten Anzahl von Aktien moglich ist. Bei einem sol-
chen Erwerbsangebot auf Basis einer Preisspanne kdonnen Angebote von Aktion&-



ren, die einen zu hohen Kaufpreis verlangen, unbericksichtigt bleiben. Auch insoweit
wird ein etwaiges Recht der Aktionare zur Andienung ihrer Aktien ausgeschlossen.

Der Vorstand soll erméchtigt werden, die eigenen Aktien der Gesellschaft zu al-
len gesetzlich zulassigen Zwecken zu verwenden. Er soll sie insbesondere tber
die Borse oder durch ein an alle Aktionare gerichtetes Angebot verauf3ern kdon-
nen. Er soll sie dariiber hinaus mit Zustimmung des Aufsichtsrats insbesondere
wie folgt verwenden kénnen, wobei das Bezugsrecht der Aktionare auf die Ak-
tien jeweils ausgeschlossen ist:

Die Aktien sollen gemal? 8§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ge-
gen Barzahlung zu einem Preis veraul3ert werden kénnen, der den Borsenpreis
der Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Verauf3erung
nicht wesentlich unterschreitet. Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf
die Aktien entfallt, fir die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, darf in diesem
Fall auch bei mehreren VerauRerungsvorgdngen insgesamt 10 % des Grundka-
pitals nicht tbersteigen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch
im Zeitpunkt der Austbung der Erméachtigung. Auf diese Hochstgrenze ist der
anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfallt, die wah-
rend der Laufzeit dieser Ermé&chtigung in unmittelbarer oder sinngemaler An-
wendung des 8§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts
ausgegeben werden. Auf die Hochstgrenze von 10 % des Grundkapitals ist fer-
ner der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfallt,
die zur Erfullung von Verpflichtungen aus Schuldverschreibungen auszugeben
sind, soweit die Schuldverschreibungen wahrend der Laufzeit dieser Ermachti-
gung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionare gemafl 88 221 Abs. 4
Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden.

Mit dieser Ermachtigung soll von dem vereinfachten Bezugsrechtsausschluss
nach 88 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG Gebrauch gemacht wer-
den. Der Vorstand wird hierdurch in die Lage versetzt, die sich aufgrund der je-
weiligen Bdrsensituation bietenden Moéglichkeiten schnell, flexibel und kosten-
gunstig zu nutzen. Der durch eine marktnahe Preisfestsetzung erzielbare Ver-
aullerungserloés fuhrt in der Regel zu einem deutlich héheren Mittelzufluss je
veraulierter Aktie als im Fall einer Aktienplatzierung mit Bezugsrecht. Durch den
Verzicht auf eine zeit- und kostenaufwendige Abwicklung des Bezugsrechts
kann der Eigenkapitalbedarf der Gesellschaft aus sich kurzfristig bietenden
Marktchancen gedeckt werden. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG eine
Veroffentlichung des Bezugspreises bis spatestens drei Tage vor Ablauf der Be-
zugsfrist. Angesichts der Volatilitat an den Aktienmarkten besteht aber auch in
diesem Fall ein Marktrisiko Uber mehrere Tage, das zu Sicherheitsabschlagen
bei der Festlegung des VeraulRerungspreises und so zu nicht marktnahen und
fur die Gesellschaft nicht optimalen Konditionen fihren kann.



Die Vermogensinteressen der Aktiondre werden bei einer Inanspruchnahme die-
ser Erméachtigung dadurch gewahrt, dass die Gesellschaft die eigenen Aktien
nur zu einem Preis veraul3ern darf, der nicht wesentlich unterhalb des jeweiligen
Bdrsenpreises liegt. Die endgultige Festlegung des Veraul3erungspreises fur die
eigenen Aktien geschieht zeitnah vor der VeraufRerung. Der Vorstand wird sich
dabei — unter Berucksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten — bemuhen,
einen etwaigen Abschlag vom Bdrsenpreis so niedrig wie mdglich zu halten. Die
Stimmrechts- und Beteiligungsinteressen der Aktionare werden in Ubereinstim-
mung mit den gesetzlichen Erfordernissen dadurch gewahrt, dass die gesamte
Zahl der Aktien, die wahrend der Laufzeit der vorgeschlagenen Erméchtigung
unter Einbeziehung bestehender Ermachtigungen in unmittelbarer oder sinnge-
mafer Anwendung des 8 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugs-
rechts (z. B. bei der Ausnutzung eines genehmigten Kapitals) ausgegeben wer-
den, 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht tbersteigen darf. Auf die
Begrenzung von 10 % des Grundkapitals ist ferner der anteilige Betrag des
Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entféllt, die zur Erfullung von Ver-
pflichtungen aus Schuldverschreibungen auszugeben sind, soweit die Schuld-
verschreibungen wahrend der Laufzeit dieser Ermachtigung unter Ausschluss
des Bezugsrechts der Aktionare gemal 88 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4
AktG ausgegeben werden. Hierdurch soll der fur die vom Bezugsrecht ausge-
schlossenen Aktionare eintretende Verwasserungseffekt moglichst gering gehal-
ten werden. Aufgrund des begrenzten Umfangs einer etwaigen Verwasserung
haben die von dem Bezugsrechtsausschluss betroffenen Aktiondre zudem
grundsatzlich die Mdoglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch einen Zukauf Uber
die Borse und somit zu marktgerechten Konditionen aufrechtzuerhalten.

Die Aktien sollen zur Bedienung von Options- oder Wandlungsrechten oder ent-
sprechenden Pflichten aus Options- oder Wandelschuldverschreibungen ver-
wendet werden kénnen, die von der Gesellschaft oder einer Konzerngesellschaft
ausgegeben worden sind oder werden. Die Lieferung von Aktien zur Bedienung
von Options- oder Wandlungsrechten oder entsprechenden Pflichten aus Opti-
ons- oder Wandelschuldverschreibungen wird tblicherweise durch ein bedingtes
Kapital sichergestellt. Im Einzelfall kann es jedoch sinnvoll sein und im Interesse
der Gesellschaft liegen, keine neuen Aktien aus einem bedingten Kapital auszu-
geben, sondern die genannten Rechte und Pflichten ganz oder teilweise mit be-
reits existierenden, eigenen Aktien zu bedienen.

Die Aktien sollen im Falle eines an alle Aktionare gerichteten Angebots oder bei
einer Kapitalerhdhung mit Bezugsrecht den Inhabern von Options- oder Wandel-
schuldverschreibungen der Gesellschaft oder einer Konzerngesellschaft in dem
Umfang gewahrt werden kénnen, in dem diese Inhaber nach Ausibung des Op-
tions- oder Wandlungsrechts oder der Erfullung der entsprechenden Pflicht ein
Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft hatten. Options- und Wandelschuldver-
schreibungen sind regelmafiig mit einem Verwasserungsschutz ausgestattet, der
ihre Inhaber im Falle eines an alle Aktionare gerichteten Angebots zum Erwerb



eigener Aktien der Gesellschaft oder bei Kapitalerhbhungen mit Bezugsrecht so
stellt, als wenn sie bereits Aktionare der Gesellschaft waren und daher ein Be-
zugsrecht auf die Aktien hatten, die im Rahmen des Erwerbsangebots veraul3ert
bzw. im Rahmen der Kapitalerhdhung ausgegeben werden. Ohne eine solchen
Verwasserungsschutz kénnten die Schuldverschreibungen nur zu schlechteren
Konditionen platziert werden oder es musste ihren Inhabern eine anderweitige
Kompensation fur den Fall eines an alle Aktionare gerichteten Angebots oder
einer Kapitalerh6hung mit Bezugsrecht eingeraumt werden, etwa in der Form der
(aus Sicht der Finanzierungsinteressen der Gesellschaft nicht winschenswer-
ten) ErmaRigung des Options- oder Wandlungspreises. Die Mdglichkeit, den In-
habern der Schuldverschreibungen in diesen Féallen eigene Aktien zu gewahren,
ermoglicht es der Gesellschaft, den gewiinschten Verwasserungsschutz zu ge-
wéahrleisten, ohne hierfir neue Aktien, etwa aus einem genehmigten Kapital,
ausgeben zu mussen.

Die Aktien sollen im Rahmen eines Zusammenschlusses mit Unternehmen oder
im Rahmen eines Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteili-
gungen an Unternehmen oder von sonstigen Wirtschaftsgitern verauf3ert wer-
den kénnen. Hierdurch soll der Vorstand in die Lage versetzt werden, schnell,
flexibel und liquiditdtsschonend Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteili-
gungen an anderen Unternehmen oder sonstige Wirtschaftsguter von Dritten ge-
gen Ubertragung eigener Aktien zu erwerben. Der Handlungsspielraum des Vor-
stands im Wettbewerb wird hierdurch deutlich erhoht. Die sich bietenden Akqui-
sitionschancen bestehen in der Regel nur kurzfristig. Eine Verdul3erung der ei-
genen Aktien an die Aktionare zur Generierung der fur die Akquisition erforderli-
chen Mittel kommt daher regelmaldig nicht in Betracht und kann sich dartber
hinaus negativ auf den Borsenpreis der Aktien der Gesellschaft auswirken. Auch
verlangen die Veraul3erer von Akquisitionsobjekten wie insbesondere von Unter-
nehmen und Beteiligungen zunehmend, dass die Gegenleistung in Form von Ak-
tien des Erwerbers erbracht wird. Die Nutzung eigener Aktien — sei es an Stelle
von oder in Kombination mit einer Ausgabe von neuen Aktien aus einem geneh-
migten Kapital — ist hierfur ein flexibles Instrument. Sie setzt den Ausschluss des
Bezugsrechts voraus. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der
Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der Aktionare angemessen gewahrt
werden. Bei der Bemessung des Werts der als Gegenleistung hingegebenen ei-
genen Aktien wird sich der Vorstand am Bdrsenpreis der Aktien der Gesellschaft
orientieren. Eine schematische Anknupfung an einen Borsenpreis ist indes nicht
vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht
durch Schwankungen des Borsenpreises wieder infrage zu stellen.

Dartber hinaus soll der Vorstand ermachtigt werden, die erworbenen eigenen
Aktien im Einklang mit 8§ 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG ohne weiteren Beschluss der
Hauptversammlung einzuziehen. Ein Ausschluss des Bezugsrechts der Aktiona-
re ist hiermit nicht verbunden.
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Bei einer VeraulRerung der eigenen Aktien durch ein an alle Aktionare gerichte-
tes Angebot soll der Vorstand dartiber hinaus ermachtigt werden, das Bezugs-
recht der Aktionare fir Spitzenbetrage auszuschlieBen. Die Moglichkeit zum
Ausschluss des Bezugsrechts fur Spitzenbetrage dient dazu, ein technisch
durchfihrbares Bezugsrecht darzustellen. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht
der Aktiondre ausgenommenen Aktien werden entweder durch Verkauf an der
Borse oder in sonstiger Weise bestmaoglich fur die Gesellschaft verwertet. Der
Verwasserungseffekt fir die Aktionare ist aufgrund der Beschrankung auf Spit-
zenbetréage gering.

Der Vorstand halt den Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fallen
bei Abwéagung aller Umstande aus den aufgezeigten Grinden auch unter Be-
ricksichtigung des zu Lasten der Aktionéare eintretenden Verwasserungseffekts
far sachlich gerechtfertigt und gegeniber den Aktionaren fur angemessen. Der
Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfaltig prtfen, ob er von den vorgenannten
Ermachtigungen Gebrauch machen wird. Eine Ausnutzung dieser Mdglichkeiten
wird nur dann erfolgen, wenn dies nach Einschatzung des Vorstands im wohl-
verstandenen Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionére liegt und ver-
haltnismafig ist.

Bei einer Ausnutzung der Ermachtigung wird der Vorstand die der Ausnutzung
jeweils folgende Hauptversammlung unterrichten.

.
Angaben zu Punkt 2 der Tagesordnung
(Wahl von Herrn Elgeti in den Aufsichtsrat)

Angaben nach 8 125 Abs. 1 Satz 5 AktG

Der unter Tagesordnungspunkt 2) zur Wahl in den Aufsichtsrat der Gesellschaft vor-
geschlagene Kandidat, Herr Rolf Elgeti, ist Mitglied in den folgenden anderen gesetz-
lich zu bildenden Aufsichtsraten bzw. in den folgenden vergleichbaren in- oder aus-
l&andischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen:

e Sirius Real Estate Limited, Guernsey.

Angaben nach Nummer 5.4.1 Abs. 4 bis 6 DCGK

Der Aufsichtsrat hat sich im Rahmen seiner Sitzung am 21. Oktober 2014, in der die
Beschlussgegenstéande dieser Tagesordnung verabschiedet wurden, sowie bei Aus-
wahl des in dieser Einladung unter Punkt 2 der Tagesordnung vorgeschlagenen
Kandidaten, die auf einen Aktionarsvorschlag zuriickgeht, auch mit dessen personli-
chen und geschaftlichen Beziehungen zum Unternehmen, den Organen der Gesell-
schaft und den wesentlich an der Gesellschaft beteiligten Aktionaren befasst. Per-
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sonliche oder geschaftliche Beziehungen zwischen dem vorgeschlagenen Kandida-
ten einerseits und dem Unternehmen, den Organen der Gesellschaft oder einem we-
sentlich an der Gesellschaft beteiligten Aktionar andererseits, die ein objektiv urtei-
lender Aktionar fur seine Wahlentscheidung als mal3gebend ansehen wirde, beste-
hen nach der Einschatzung des Aufsichtsrats nicht.

Angaben nach Nummer 5.4.4 S. 2 DCGK

Es ist vorgesehen, dass Herr Elgeti fur den Fall seiner Wahl zum Mitglied des Auf-
sichtsrats durch die Hauptversammlung am 28. November 2014 den Aufsichtsrats-
vorsitz ibernehmen wird. Nummer 5.4.4 S. 2 DCGK empfiehlt, dass der Wechsel
eines Vorstandsmitglieds in den Aufsichtsratsvorsitz eine der Hauptversammlung zu
begrindende Ausnahme sein soll. Der Aufsichtsrat begrindet der Hauptversamm-
lung den beabsichtigten Wechsel von Herrn Elgeti in den Aufsichtsratsvorsitz wie
folgt:

Durch seine langjahrige Tatigkeit als Mitglied und Vorsitzender des Vorstands kennt
Herr Elgeti die Gesellschaft besonders gut. Insbesondere seine Kenntnis von inter-
nen Arbeitsablaufen im Vorstand erleichtern dem Aufsichtsrat seine Uberwachungs-
und Beratungsaufgaben. Weiterhin ist Herr Elgeti im Unternehmen selbst sowie bei
externen Geschéaftspartnern hervorragend vernetzt und geniel3t langjahrig erworbe-
nes Vertrauen. Der Wechsel in den Aufsichtsratsvorsitz ist daher ein Zeichen von
Kontinuitat. Die Erfahrungen im Management des Unternehmens stellen einen wert-
vollen Beitrag fur die Tatigkeiten des Aufsichtsrats dar, auf die zukinftig im Interesse
der Gesellschaft nicht verzichtet werden soll und die Herr Elgeti am wirkungsvollsten
als Aufsichtsratsvorsitzender einbringen kann.

Fur die Gesellschaft handelt es sich auch um einen Ausnahmefall. Insbesondere wa-
ren weder der derzeitige Vorsitzende des Aufsichtsrats, Herr Lothar Lanz, noch die
weiteren Anteilseignervertreter zuvor Mitglied des Vorstands der Gesellschatft.

Insgesamt ist der Aufsichtsrat daher der Auffassung, dass eine Wahl von Herrn Elge-
ti zum Aufsichtsratsvorsitzenden im Uberwiegenden Gesellschaftsinteresse liegt.

V.
Weitere Angaben

1. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Das Grundkapital der Gesellschaft betragt zum Zeitpunkt der Einberufung
EUR 131.312.199,00. Es ist eingeteilt in 131.312.199 nennwertlose Stiickak-
tien mit ebenso vielen Stimmrechten.



12

Freiwillige Informationen zu den Auswirkungen des laufenden Rucker-
werbsverfahrens

Die Gesellschaft halt zum Zeitpunkt der Veroffentlichung dieser Einberufung
keine eigenen Aktien, wird aber aus dem am 11. September 2014 beschlos-
senen offentlichen Angebot zum Aktienrtickkauf voraussichtlich am 24. Okto-
ber 2014 bis zu 10 % eigene Aktien — dies entspricht auf Basis des eingetra-
genen Grundkapitals in Hohe von EUR 131.298.317,00 bis zu maximal
13.129.831 Aktien — Glbernehmen, die ihr im Rahmen des o6ffentlichen Ange-
bots zum Aktienrickkauf angeboten worden sind. Die genaue Anzahl der zu
Ubernehmenden eigenen Aktien steht aufgrund des laufenden Ruckerwerbs-
verfahrens zum Zeitpunkt der Einberufung noch nicht endgiiltig fest. Es ist
aber davon auszugehen, dass die Gesellschaft voraussichtlich ab dem 24.
Oktober 2014 rund 13 Mio. eigene Aktien halten wird. Die genaue Zahl der
von der Gesellschaft nach Abwicklung des Aktienriickkaufs gehaltenen eige-
nen Aktien wird die Gesellschaft auf ihrer Internetseite unter www.tag-
ag.com/investor-relations/aktienrickkaufangebot bekanntgeben.

Aus eigenen Aktien stehen der Gesellschaft keine Rechte zu.

Voraussetzungen fur die Teilnahme und die Ausubung des Stimm-
rechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Auslbung des Stimm-
rechts sind nur die Aktionare berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung
angemeldet und ihre Berechtigung nachgewiesen haben. Zum Nachweis der
Berechtigung bedarf es eines Nachweises des Anteilsbesitzes durch das de-
potfihrende Institut. Der Nachweis Uber Aktien, die nicht in Urkunden ver-
brieft sind, die sich in Girosammelverwahrung befinden, kann auch von der
Gesellschaft, einem Notar oder einem Kreditinstitut innerhalb der Europai-
schen Union nach der dort erfolgten Einreichung der Aktien ausgestellt wer-
den. Der Nachweis hat sich auf den Beginn des 7. November 2014 (0.00
Uhr) (Nachweisstichtag) zu beziehen. Die Anmeldung und der Nachweis der
Berechtigung mussen der Gesellschaft in Textform in deutscher oder engli-
scher Sprache bis spatestens am 21. November 2014 (24.00 Uhr) unter fol-
gender Adresse zugehen:

Bankhaus Gebr. Martin AG
Kirchstral3e 35
73033 GOppingen
Telefax: +49 (0)7161 - 969317
E-Mail: bgross@martinbank.de


http://www.tag-ag.com/investor-relations/aktienrückkaufangebot
http://www.tag-ag.com/investor-relations/aktienrückkaufangebot
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Bedeutung des Nachweisstichtags

Im Verhaltnis zur Gesellschaft gilt fir die Teilnahme an der Hauptversamm-
lung und fur die Ausliibung des Stimmrechts nur als Aktionar, wer den Nach-
weis uUber den Anteilsbesitz erbracht hat. Die Berechtigung zur Teilnahme
und der Umfang des Stimmrechts bemessen sich dabei ausschlie3lich nach
dem Anteilsbesitz des Aktionars zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweis-
stichtag geht keine Sperre fur die Veraul3erbarkeit des Anteilsbesitzes ein-
her. Auch im Fall der vollstandigen oder partiellen VerauRerung des Anteils-
besitzes nach dem Nachweisstichtag ist fur die Berechtigung zur Teilnahme
und den Umfang des Stimmrechts ausschlief3lich der Anteilsbesitz des Aktio-
nars zum Nachweisstichtag malRgeblich; d.h. Verauf3erungen von Aktien
nach dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die Berechtigung
zur Teilnahme und den Umfang des Stimmrechts. Entsprechendes gilt fur
Erwerbe von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nach-
weisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst danach Aktionar werden,
sind fur die von ihnen gehaltenen Aktien nur teilnahme- und stimmberechtigt,
soweit sie sich bevollmachtigen oder zur Rechtsausibung erméchtigen las-
sen. Der Nachweisstichtag hat keine Bedeutung fir die Dividendenberechti-

gung.
Verfahren fur die Stimmabgabe durch einen Bevollméachtigten

Aktionare konnen ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung auch durch einen
Bevollméachtigten, z. B. durch ein Kreditinstitut, eine Aktionarsvereinigung
oder eine andere Person ihrer Wahl ausiiben lassen. Bevollmachtigt ein Ak-
tionar mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von
diesen zurtickweisen.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmach-
tigung gegeniber der Gesellschaft bedurfen der Textform. Wird ein Kreditin-
stitut, ein nach § 135 Abs. 10 AktG i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG gleichgestelltes
Institut oder Unternehmen, eine Aktionarsvereinigung oder eine Person im
Sinne von 8 135 Abs. 8 AktG bevollméchtigt, so kbnnen abweichende Rege-
lungen bestehen, die jeweils bei diesen zu erfragen sind.

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionaren an, einen von der Gesellschaft be-
nannten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter bereits vor der Haupt-
versammlung zu bevolliméchtigen. Der von der Gesellschaft benannte
Stimmrechtsvertreter Ubt das Stimmrecht ausschlie3lich auf der Grundlage
der vom Aktionar erteilten Weisungen aus und hat das Recht, Untervollmacht
zu erteilen. Die Vollmacht an den von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter bedarf ebenso wie die Erteilung von Weisungen der Textform.
Soweit keine ausdruckliche oder eine widerspriuchliche oder unklare Weisung
erteilt worden ist, wird sich der von der Gesellschaft benannte Stimmrechts-
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vertreter bei dem jeweiligen Tagesordnungspunkt der Stimme enthalten. Der
von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter nimmt weder im Vorfeld
noch wahrend der Hauptversammlung Auftrage zu Wortmeldungen, zum Ein-
legen von Widersprichen gegen Hauptversammlungsbeschlisse oder zum
Stellen von Fragen oder Antrédgen entgegen.

Aktionare, die einen Vertreter bevollmachtigen moéchten, kénnen zur Ertei-
lung der Vollimacht das Formular verwenden, das den ordnungsgemali an-
gemeldeten Personen zusammen mit der Eintrittskarte Ubermittelt wird. Das
Formular, mit dem der von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter
bevoliméachtigt und angewiesen werden kann, wird ebenfalls zusammen mit
der Eintrittskarte Ubermittelt. Entsprechende Formulare finden sich zudem
auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.tag-ag.com/investor-
relations/hauptversammlung.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis Uber die Bestel-
lung eines Bevollmachtigten gegentber der Gesellschaft sowie die Vollmacht
zur Ausubung des Stimmrechts nebst Weisungen fur den von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter konnen auf einem der folgenden We-
ge Ubermittelt werden:

TAG Immobilien AG
Investor Relations
Steckelhoérn 5
20457 Hamburg
Telefax: +49 (0)40 380 32-446
E-Mail: ir@tag-ag.com

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis tber die Bestel-
lung eines Bevollmachtigten gegentber der Gesellschaft kénnen auch noch
am Tag der Hauptversammlung an der Einlasskontrolle erfolgen. Vollmach-
ten zur Ausiibung des Stimmrechts nebst Weisungen fir den von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter missen bis zum 27. November 2014
(212.00 Uhr) eingehen. Diese Frist gilt ausschlief3lich fur die weisungsgebun-
dene Bevollméchtigung des Stimmrechtvertreters der Gesellschatft.

Auch im Fall einer Vollmachtserteilung sind Anmeldung und Nachweis des
Anteilsbesitzes form- und fristgerecht nach den vorstehenden Bestimmungen
erforderlich. Dies schliel3t — vorbehaltlich der genannten zeitlich beschrénk-
ten Mdoglichkeit der Erteilung einer Vollmacht an den von der Gesellschaft
benannten Stimmrechtsvertreter — eine Erteilung von Vollmachten nach An-
meldung und Nachweis des Anteilsbesitzes nicht aus.
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Rechte der Aktiondre nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, 8§88 127, 131 Abs. 1
AktG

Erganzung der Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit nach § 122
Abs. 2 AktG

Aktionare, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals
oder den anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 500.000,00 erreichen
(das entspricht 500.000 Stuickaktien), kdnnen gemalf § 122 Abs. 2 AktG ver-
langen, dass Gegenstdnde auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntge-
macht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begrindung oder eine
Beschlussvorlage beiliegen.

Erganzungsverlangen sind schriftlich an den Vorstand zu richten und missen
der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der
Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung sind dabei nicht mit-
zurechnen. Letztmdglicher Zugangstermin ist also der 28. Oktober 2014
(24.00 Uhr). Spater zugegangene Erganzungsverlangen werden nicht be-
rucksichtigt.

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens drei Mona-
ten vor dem Tag der Hauptversammlung hinsichtlich des Mindestaktienbesit-
zes Inhaber der Aktien sind (8 142 Abs. 2 Satz 2 i. V. m. § 122 Abs. 1 Satz 3,
Abs. 2 Satz 1 AktG).

Etwaige Ergénzungsverlangen bitten wir an die folgende Adresse zu Ubermit-
teln:

TAG Immobilien AG
- Der Vorstand -
Steckelhoérn 5
20457 Hamburg

Gegenantrage und Wahlvorschlage von Aktiondren gemafd 88 126 Abs. 1,
127 AktG

Aktionare kdénnen Gegenantrdge gegen Vorschlage von Vorstand und Auf-
sichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung stellen und Vor-
schlage zur Wahl von Abschlussprifern und Aufsichtsratsmitgliedern unter-
breiten.

Zugénglich zu machende Gegenantrdge und Wahlvorschlage, die mindes-
tens 14 Tage vor der Versammlung, wobei der Tag des Zugangs und der
Tag der Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, also spatestens am 13.
November 2014 (24.00 Uhr), bei der Gesellschaft eingehen, werden den an-
deren Aktionaren einschlie8lich des Namens des Aktionars sowie der Be-
grindung unverziglich im Internet unter www.tag-ag.com/investor-
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relations/hauptversammlung zuganglich gemacht. Etwaige Stellungnahmen
der Verwaltung werden ebenfalls dort verdffentlicht.

Gegenantrage werden — anders als Wahlvorschlage — nur dann zuganglich
gemacht, wenn sie mit einer Begrindung versehen sind.

Gegenantrage und Wahlvorschlage sind ausschlie3lich an die folgende Ad-
resse zu Ubermitteln:

TAG Immobilien AG
Investor Relations
Steckelh6érn 5
20457 Hamburg
Telefax: +49 (0)40 380 32-446
E-Mail: ir@tag-ag.com

Anderweitig adressierte Gegenantrage und Wahlvorschlage werden nicht be-
ricksichtigt.

Auskunftsrecht des Aktionars geméaR § 131 Abs. 1 AktG

Nach 8§ 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionar auf Verlangen in der Hauptver-
sammlung vom Vorstand Auskunft Gber Angelegenheiten der Gesellschaft zu
geben, soweit sie zur sachgeméalRen Beurteilung eines Gegenstands der Ta-
gesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die
rechtlichen und geschéftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbunde-
nen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns und der in den Konzern-
abschluss einbezogenen Unternehmen. Auskunftsverlangen sind in der
Hauptversammlung grundsatzlich mindlich zu stellen.

Weitergehende Erlauterungen zu den in § 121 Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 AktG ge-
nannten Rechten der Aktionare stehen auf der Internetseite der Gesellschaft
unter www.tag-ag.com/investor-relations/hauptversammlung zur Verfigung.

7. Informationen nach § 124a AktG

Die nach § 124a AktG zuganglich zu machenden Informationen sind alsbald
nach der Einberufung der Hauptversammlung Uber die Internetseite der Ge-
sellschaft unter www.tag-ag.com/investor-relations/hauptversammlung zu-
ganglich.

Hamburg, im Oktober 2014
TAG Immobilien AG

Der Vorstand



